










































61.2        Datum: 05.09.2022 
        Bearbeiter:In: Frau Grabner 
        Tel.: -6128 
        AZ: 07\07-02\2216 
 
61.4 
 
 
Stellungnahme zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 22/16 Wohngebiet Karl-
Drais-Straße, FS 6/2 und 6/3, Gemarkung Schönau 
 
 
Sehr geehrter Herr Karge, 
 
aus Sicht der Grünordnungsplanung ist Folgendes relevant und zu beachten: 
 

- Das Plangebiet gehört nach geltendem LP zur Raumeinheit 7 / Chemnitz-West. Daraus 
resultierend gelten u.a. folgende ökologische Leitbilder und Ziele als Maßgaben für 
grünordnerische Festsetzungen nach § 9 Abs. 1 Nr. 25a und b BauGB mit Zuordnung 
von naturschutzrechtlichen Vermeidungs- / Ausgleichs- / Ersatzmaßnahmen nach § 1a 
Abs. 3 und § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB 

o Sicherung und Freihaltung von Kaltluft- / Frischluftbahnen 
o Erhöhung des Grünflächenanteils 
o Verbesserung des Angebotes für wohnumfeldsbezogene Erholung 

- Gemäß Flächennutzungsplan befindet sich der Planbereich in einer Wohnbaufläche in 
direkter Angrenzung an eine sonstige Grünfläche (Kleingartenanlage) und 
Bahnanlage. 

- Die örtlichen Gegebenheiten  angrenzende Bahnlinie, Kleingartenanlage, 
Altlastenstandort (Verdachtsfläche) sowie das hohe Maß an Versiegelung und 
vorhandene Bestandsgebäude (Abriss geplant) - erfordern einen sensiblen Umgang 
und konkrete Betrachtungen des Areals. 

- Im vorliegenden Antrag zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan (vB-Plan) werden 
nur vage und sehr unverbindliche Angaben zur Grünplanung gemacht, die im Laufe 
des Verfahrens zu vertiefen sind und einen verbindlichen Charakter erhalten müssen. 

 
Entsprechend sind folgende Ziele zu verfolgen: 
 

- Die unter Punkt 4.6, 4.7, 4.8 bis 4.12 (Seite 12 ff., Antrag auf Einleitung des Verfahrens) 
genannten Maßnahmen sind zu konkretisieren, zu ergänzen und verbindlich 
umzusetzen, 

- Vorhandenes Großgrün ist zu erhalten und in eine künftige Bebauung zu integrieren 
sowie durch Neupflanzungen von Bäumen und Sträuchern zu ergänzen, 

- Dach- und Fassadenbegrünungen  intensive Begrünung der Tiefgaragen und 
extensive Begrünung sonstiger Dachflächen bis 15 Grad Neigungswinkel  sind, sofern 
die Dachflächen keiner anderen Nutzung zugeführt werden, umzusetzen. 
Solaranlagen sind kein Ausschlussgrund und können ergänzend installiert werden, 

- Je 5 Stellplätze (überirdisch) ist mindestens ein großkroniger Laubbaum gemäß 
beschlossener Pflanzenauswahlliste der Stadt Chemnitz zu pflanzen, 

- Generell ist der Versieglungsgrad zu reduzieren, d.h. geringer zu halten als im 
derzeitigen Zustand (Entsiegelungsmaßnahmen). 

 
Sämtliche genannte Zeile dienen als Maßnahmen zur Verbesserung des Mikroklimas, des 
Regenrückhalts / -versickerung, der Verminderung und Kompensation von 
Flächenneuversiegelung sowie der ökologisch-ästhetischen Aufwertung des Areals und 
künftigen Wohnumfeldes. 
 



Fazit: 
 
Die grünordnerischen Grundsätze laut § 1 und § 1a BauGB sind mittels eines 
Grünordnerischen Fachbeitrags (GOFB) gemäß § 11 Abs. 3 BNatSchG und § 7 
SächsNatSchG zum vorhabengezogenen Bebauungsplan umzusetzen. Als Plangrundlage 
muss ein amtlicher Lage- und Höhenplan verwendet werden. Neben Flurstücksgrenzen, 
Wegen und Geländehöhen müssen der Baumbestand inklusive angrenzender Nachbarbäume 
mit Standort und Kronendurchmesser, usw. dargestellt sein.  
Eine artenschutzrechtliche Prüfung, ein Schallschutzgutachten und die Einschätzung des 
Handlungsbedarfs bzgl. der Altlastenverdachtssituation, ist notwendig und mit dem Umweltamt 
abzustimmen. 
 
Folgende Mindestinhalte nach § 24 i. V. m. Anlage 5 HOAI 2021 muss der GOFB enthalten: 

o Darstellung, Beschreibung und Bewertung des Bestandes von Boden, Natur 
(Wasserhaushalt, Klima, Luft, Biotope, Tiere, Pflanzen) und Landschaft im 
Gebiet und in unmittelbarer Vorhabensumgebung, 

o Darstellung, Beschreibung und Bewertung der Planung sowie deren 
Eingriffsfolgen aufgrund der Versiegelung / Bebauung und Nutzungsänderung, 
Gegenüberstellung zum Bestand mit Bilanz der Flächenversiegelung / 
Bebauungsgrades vor und nach der Planung, 

o Naturschutzrechtliche Eingriffs-Ausgleichs-Bilanzierung, 
o Grünordnerische Maßnahmen / Festsetzungen gemäß § 9 BauGB und deren 

städtebauliche Begründung 
 
Soweit geeignet, ist gemäß § 7 SächsNatSchG der GOFB in den Bebauungsplan 
aufzunehmen. Der Vorhabenträger hat nachweislich Fachplaner/Innen mit der 
Grünordnungsplanung zu beauftragen. Die Fachplanung ist rechtzeitig mit dem 
Stadtplanungsamt, SG Grünordnungsplanung abzustimmen. Wird im vB-Plan von den 
Inhalten des Landschafts- und des Grünordnungsplanes abgewichen, ist dies gemäß § 7 
SächsNatSchG zu begründen.  
 
Ich bitte Sie, meine Abteilung im weiteren Verfahren zu beteiligen und mir zu gegebener Zeit 
mitzuteilen, wie mit den einzelnen Hinweisen der vorliegenden Stellungnahme umgegangen 
wird. 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
Michalla 
















